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Liebe Leserinnen und Leser,

vor genau 200 Jahren, im Jahr 1819, gab es in Bayern  
erstmals einen Landtag mit einer Finanzverfas-
sung nach modernen Grundsätzen. Seitdem zählt 
die Festsetzung des Budgets zu den wichtigsten 
Aufgaben der Abgeordneten. Damals wie heute 
nimmt das Parlament mit seinem Vorrecht, den 
Staatshaushalt festzulegen, maßgeblichen Einfluss 
auf das politische Geschehen im Land. 

In den vergangenen Wochen war es wieder so weit: 
Im Plenum wurde der Doppelhaushalt 2019/20 
diskutiert und verabschiedet. Und das Ergebnis 
kann sich sehen lassen: Der 124,7 Milliarden Euro 
schwere Haushalt sieht Rekordinvestitionen in 
gleichwertige Lebensverhältnisse und in eine 
starke Wirtschaft, in Familien, in die Mitte der Ge-
sellschaft, in gute Bildung und in die Zukunftsfä-
higkeit der Menschen vor – und trägt damit klar die 
Handschrift von uns FREIEN WÄHLERN.

Rekordausgaben sind nur durch Rekordeinnahmen 
möglich – und diese verdanken wir den Steuerzah-
lern, den Unternehmern und den Arbeitnehmern 
in Bayern, die durch ihren Fleiß und ihre Arbeit 
zur Prosperität des Freistaats beitragen. Damit das 
auch in Zukunft so bleibt, wollen wir FREIE WÄHLER  
aktive Wirtschaftspolitik betreiben. Deshalb ist der  
Haushalt unseres Wirtschaftsministers Hubert 
Aiwanger einer derjenigen, die am deutlichsten 
wachsen. Nur so kann Bayern das Land der Inno-
vation bleiben. 

Wir setzen einen weiteren Akzent und fördern das, 
was uns besonders am Herzen liegt, nämlich Fa-
milien. Wir haben deswegen auf das Familiengeld 
unseres Koalitionspartners noch die kostenfreie 
Kindertagesstätte draufgesetzt. Wir kümmern uns 
auch um die Menschen in der Mitte der Gesell-
schaft: Die ungerechten Straßenausbaubeiträge 
und auch die Beiträge zur erstmaligen Erschlie-
ßung alter Straßen gehören dank uns der Vergan-
genheit an. Wir haben nicht nur angekündigt, wir 
haben geliefert – zunächst in der Opposition und 
jetzt in der Regierung.

Beschäftigt haben uns in den vergangenen Monaten  
aber nicht nur die Haushaltsberatungen, sondern 
viele weitere Themen, über die Sie in dieser Aus-
gabe lesen können: unser Einsatz für mehr Tier-
schutz, unser Engagement zur Stärkung der länd-
lichen Infrastruktur oder unser Appell für mehr 
aktiven politischen Diskurs, ohne sprachliche oder 
inhaltliche Verrohung. 

Ich wünsche Ihnen wieder viel Freude beim Lesen!

Ihr

Florian Streibl, Fraktionsvorsitzender

Wir investieren  
	 in Bayerns Zukunft!
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Für ein starkes  
� und geeintes 
Europa

Happy Birthday, Europa! Mit einem Parlamentarischen Abend haben 

wir FREIE WÄHLER den Europatag am 9. Mai gefeiert, um so die  

vielen Erfolge der Europäischen Union (EU) zu würdigen. Der Zeit-

punkt hätte kaum besser gewählt sein können: Mitten im Gerangel 

um das Wie und Wann des Brexit waren rund 150 Gäste aus Politik, 

Wirtschaft und Behörden der Einladung der FREIEN WÄHLER nach 

München gefolgt, um sich im Vorfeld der Europawahl über die Bedeu-

tung der EU auszutauschen. 

Die Verdienste der EU um Freiheit, Völkerverständigung und Wohl-
stand sind unbestritten: Nicht nur wirtschaftlich, sondern auch 

gesellschaftlich und politisch sind die Mitgliedstaaten in den 
vergangenen Jahrzehnten immer stärker zusammengewach-

sen. Gleichwohl hat sich nicht zuletzt mit dem Brexit gezeigt, 
dass das „Erfolgsprojekt EU“ kein Selbstläufer mehr ist. Die 

Vorzüge eines starken und geeinten Europas müssen stets 
aufs Neue erklärt und verteidigt werden. Denn die EU sieht 

sich auch deshalb großen Herausforderungen gegenüber, 
weil sich die 28 Staats- und Regierungschefs kaum 
noch auf tragfähige politische Kompromisse verstän-
digen können. Vor allem aber bedroht die unbewäl-
tigte Migrationsfrage die Zukunftsfähigkeit der Eu-
ropäischen Union. 

Wir FREIE WÄHLER wollen die „Erfolgsgeschichte 
EU“ wieder näher an die Menschen herantragen. 
Denn wir in Bayern profitieren erheblich von 
einer funktionierenden Staatengemeinschaft: 
Zwei Drittel des deutschen Handels laufen 
über den Europäischen Binnenmarkt, davon 
ist allein im Freistaat jeder vierte Arbeitsplatz 
abhängig. Auch die Freizügigkeit durch das 

Schengen-Abkommen, die gemeinsame Wäh-
rung und das erfolgreichste Friedenspro-

jekt aller Zeiten sind in der Welt ohne 
Beispiel.
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Feierten die EU: 
die Abgeordneten  
Tobias Gotthardt und  
Dr. Fabian Mehring 
inmitten ihrer Gäste.

Deshalb ist es wichtig, dass das Feld nicht denen überlassen 
wird, die die Errungenschaften der Friedensnobelpreisträgerin 
EU schlechtreden oder gar aufs Spiel setzen wollen. Schließ-
lich geht es bei der Europäischen Union nicht allein um Gur-
kenkrümmung, Datenschutz-Grundverordnung, Zensur des 
Internets oder ausufernde Bürokratie. Vielmehr gibt es zent-
rale Angelpunkte, an denen die EU ansetzen kann, um an die 
großen Erfolge der letzten Jahrzehnte anzuknüpfen: Sie muss 
die Jugendarbeitslosigkeit drastisch senken, eine gemein-
same Armee schaffen, Energiesicherheit herstellen, einen 
solidarischen Umgang mit der Migrationsfrage üben und die 
EU-Außengrenzen effektiv sichern. 

Um die Bewohner der EU gegen rechtspopulistische Aus-
wüchse zu immunisieren, gilt es, Europa bereits in den Herzen 
junger Menschen zu verankern. Auch das Erlernen der jewei-
ligen Landessprache ist wichtig für ein besseres Verständnis 
der EU und ihres politischen Auftrags. Notwendig ist aber auch 
ein forcierter Abbau von Bürokratie. Die EU-Parlamentarier 
und EU-Kommissionsbeamte müssen die praktischen Aus-
wirkungen der EU-Gesetzgebung auf die Menschen vor Ort im 
Blick haben. 

Die Europäische Union ist aber nicht allein eine Wirtschafts
gemeinschaft, vielmehr ist sie Motor der Demokratisierung 
eines ganzen Kontinents. Nach unserer Überzeugung sind 
fünf „R“ für eine gute Zukunft der EU entscheidend: Wir müs-
sen Reformen anstoßen, alle Mitgliedsstaaten müssen diesel-
ben Regeln verbindlich einhalten und es ist ein gesunder Rea-
lismus erforderlich. Außerdem sollten die Regionen in der EU 
eine stärkere Rolle spielen und es bedarf mehr gegenseitigen 
Respekts. Wenn wir das schaffen, ist uns um eine gute Zukunft 
Europas nicht bange. 

Die Vorzüge eines starken  
und vereinten Europas müssten 
stets aufs Neue erklärt und  
verteidigt werden.
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Die Beziehungen zwischen Bayern und Tschechien 

entwickeln sich seit dem EU-Beitritt der Tschechischen 

Republik zu einer erfolgreichen Nachbarschaft. Gut so, 

schließlich ist Tschechien für uns in Bayern der sechst

wichtigste Wirtschaftspartner weltweit. Beim Sudeten-

deutschen Tag in Regensburg Anfang Juni haben wir 

deshalb einmal mehr dafür geworben, unsere guten 

Beziehungen weiterzuentwickeln. 

Wichtig ist uns, dass der Gesprächsfaden mit Prag nie 
wieder abreißt. Bereits seit Jahren setzen wir uns des-
halb für eine Annäherung zu unserem Nachbarstaat 
ein. Wir spüren auf beiden Seiten den Wunsch und den 
Willen, weiter an der Verbesserung der Beziehungen 
zu arbeiten. Potenziale gibt es viele: etwa im Bildungs-
bereich, bei Jugendaustauschen oder im Polizei- und 
Sicherheitsbereich. 

Gerade angesichts der aktuellen Herausforderungen 
für Europa und der Zunahme nationalistischer Ten-
denzen kommt es auf gute, vertrauensvolle Beziehun-
gen zu unseren Nachbarstaaten an. Das ist auch für 
die Bekämpfung grenzüberschreitender Kriminalität 
wichtig: Drogendelikte, Menschenhandel und illegale 
Prostitution im Grenzraum lassen sich nur gemein-
sam lösen.

Auch in wirtschaftlicher Hinsicht darf der partner-
schaftliche Austausch mit Tschechien nicht unter-
schätzt werden: Tschechien ist unter den mittel- und 
osteuropäischen Ländern der wichtigste Handels
partner Bayerns. Die Wirtschaftszusammenarbeit 
zwischen beiden Ländern bewegt sich bereits auf sehr 
hohem Niveau. Es gibt aber auch noch erhebliches Po-
tenzial für bilaterale Projekte – gerade im Bereich der 

Bayerisch-tschechische  
� Beziehungen konsequent  
weiter ausbauen
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Forschung und Entwicklung. Indem sich grenzübergreifende 
Modellregionen innovativen Forschungszweigen wie der Ro-
botik widmen, könnte der bayerisch-böhmische Wirtschafts-
raum nachhaltig gestärkt werden. Auch Projekte im Bereich 
der beruflichen Bildung könnten dazu beitragen, die bilaterale 
Wirtschaftskooperation zu stärken.

Wichtig ist in diesem Zusammenhang auch die Weiterentwick-
lung der gemeinsamen Infrastruktur. Denn die bestehende 
Bummelbahn auf Vorkriegsgleisen wird den Ansprüchen der 
bayerisch-böhmischen Region und der Leistungsstärke der 
verwobenen Metropolregionen Nürnberg, Regensburg und 
Prag schon lange nicht mehr gerecht. Wir FREIEN WÄHLER 
werden uns deshalb bei der deutschen Bundesregierung wei-
ter mit großem Nachdruck dafür einsetzen, dass die dringend 
notwendigen Streckenausbauten forciert und umgesetzt wer-

den. Schließlich stehen Bund und Bahn seit 1995 in der Pflicht, 
die Schnellbahnstrecke von München über Regensburg nach 
Prag zu realisieren. 

Große Chancen sehen wir FREIE WÄHLER aber auch im Bil-
dungsbereich: Bilinguale Kinderkrippen, Tschechisch als 
Schulfach und die Belebung von Städtepartnerschaften könn-
ten eine Grundlage bilden, um die Partnerschaft zwischen 
Bayern und der Tschechischen Republik zu verfestigen und zu 
verstetigen. Der Bayerische Landtag kann hier zusammen mit 
der Staatsregierung eine parlamentarische Brückenfunktion 
übernehmen. 

Doch nicht nur der Blick in die Zukunft, sondern auch die Ver-
gangenheit ist uns FREIEN WÄHLERN wichtig. Schließlich 

Es waren die Heimatvertriebenen, die in den 
1950er Jahren maßgeblichen Anteil am 

wirtschaftlichen Aufschwung Bayerns hatten.

waren es die Heimatvertriebenen, die in den 1950er Jahren 
maßgeblichen Anteil am wirtschaftlichen Aufschwung Bay-
erns hatten. Gerade die junge Generation müssen wir deshalb 
für die Geschichte und die Anliegen der Vertriebenen sensibili-
sieren. Im aktuellen Doppelhaushalt haben wir FREIE WÄHLER  
deshalb zahlreiche Anträge durchgesetzt, um die Investitio-
nen in nachhaltige Erinnerungsarbeit und Vertriebenenkultur 
zu stärken.
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Nach intensiven Beratungen hat der Landtag den Doppelhaushalt 2019/20 verabschiedet.  

Und wir haben viel erreicht: In der Wirtschaftspolitik, aber auch in anderen Bereichen verfolgt der  

Haushalt das politische Hauptanliegen der FREIEN WÄHLER – die Schaffung gleichwertiger  

Lebensverhältnisse in ganz Bayern. Besonders im Blick haben wir dabei den Wirtschafts- und  

Bildungsstandort Bayern. 

Uns ist wichtig, die Zukunftsfähigkeit des Freistaats sicherzustellen, und das heißt vor allem 
auch: den Wirtschaftsstandort Bayern stärken. Der Freistaat kann nur Spitzenreiter in Deutsch-
land bleiben, wenn er nachhaltig in die Wirtschaftsentwicklung, besonders in Zukunftstech-
nologien, investiert. Der jetzt bewilligte Haushalt gibt unserem Wirtschaftsminister Hubert Ai-
wanger die Möglichkeit, schnell und flexibel auf Chancen und Herausforderungen zu reagieren. 

Einen Schwerpunkt setzen wir außerdem bei der Förderung von Familien, vor allem bei der 
Kostenfreiheit von Kindertageseinrichtungen. So haben wir einen staatlichen Kindergartenzu-
schuss in Höhe von monatlich 100 Euro durchgesetzt, der seit 1. April 2019 gezahlt wird. Damit 
fördern wir gezielt Bezieher niedriger, aber auch mittlerer und höherer Einkommen. Wenn An-
dere das als Gießkannenprinzip herabwürdigen, ist das Ausdruck einer erschreckenden Gleich-
gültigkeit gegenüber der breiten Mitte der Gesellschaft! 

Mit dem Doppelhaushalt dokumentiert die Koalition außerdem eine solide Finanzpolitik: Die 
Schulden werden um eine Milliarde Euro reduziert. Damit ist Bayern finanziell nach wie vor 
hervorragend aufgestellt.

Im Zuge der Haushaltsberatungen haben wir – neben vielen weiteren guten Ergebnissen –  
erreicht: 

•	1.000 zusätzliche Polizisten

•	20 Millionen Euro für die Sanierung kommunaler Schwimmbäder 

•	250 Millionen Euro Strabs-Kompensation für Bayerns Kommunen

•	2.000 neue Lehrerstellen

•	deutlich mehr Mittel für den Artenschutz 

•	neue Technologietransferzentren und Stärkung der Hochschule Kempten

•	Zuschuss für den Neubau der Synagoge Regensburg und damit ein klares Signal an die  
jüdische Gemeinde  

Wir investieren  
� in Bayerns Zukunft!

Der Freistaat kann 
nur Spitzenreiter in 
Deutschland bleiben, 
wenn er nachhaltig  
in die Wirtschafts­
entwicklung, beson­
ders in Zukunftstech­
nologien, investiert.
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124.700.000.000
Mit 124,7 Milliarden Euro wächst der neue Doppeletat für 2019/20 im Jahres-
durchschnitt um 4,5 Prozent. Der Rekordhaushalt, der mehrere tausend Seiten  
füllt, sieht unter anderem auskömmliche Mittel für die Kompensation der 
durch die FREIEN WÄHLER abgeschafften Straßenausbaubeiträge und die 
Teilbefreiung von Kita-Gebühren vor.

Für 2019 sind 64,9 Milliarden Euro geplant, 6 Prozent mehr als im Vorjahr. Im  
Jahr 2020 geht das Volumen wegen der Reform der Bund-Länder-Finanzen 
mit der Neuregelung des bisherigen Länderfinanzausgleichs auf knapp 60 Mil-
liarden Euro zurück. 
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Strabs*
Nach dem Wegfall der Straßenausbaubeiträge un-
terstützt der Freistaat die Städte, Märkte und Ge-
meinden über Straßenausbaupauschalen. Nach 
intensiver Abwägung aller Alternativen und unter 
Beteiligung des Bayerischen Gemeindetags sowie 
des Bayerischen Städtetags hat unsere schwarz-
orange Koalition mit diesen Pauschalen die best-
mögliche Lösung umgesetzt. Die Ausreichung der 
Mittel als Pauschale stellt eine verwaltungseinfa-
che Lösung ohne komplizierte Antrags- und Prü-
fungsverfahren dar. Wir FREIE WÄHLER haben stets 
nach dem Motto gehandelt: „Bürger entlasten –  
Kommunen nicht belasten“. 

Konkret werden im Jahr 2019 Straßenausbaupau-
schalen in Höhe von 100 Millionen Euro an die 
Kommunen ausgeschüttet. Ab 2020 wird dann eine 
jährliche Pauschale von 150 Millionen Euro bereit-
gestellt. Zum Vergleich: Bayerische Gemeinden hat-
ten eigenen Angaben zufolge in den vergangenen 
acht Jahren Beiträge von jährlich durchschnittlich  
rund 60 Millionen Euro erhoben. Folglich gibt es 
jetzt deutlich höhere staatliche Unterstützungs-
leistungen, die die Städte und Gemeinden als festen 
Einnahmefaktor einplanen können. 

Rechtssicherheit bei  
Strabs und Strebs
Wir haben den Straßenausbaukosten den Schrecken genommen! Dank uns FREIEN WÄHLERN sind die Straßenausbau-

beiträge (Strabs) in Bayern seit letztem Jahr abgeschafft. Als Teil der Staatsregierung haben wir jetzt außerdem unser 

Versprechen einer auskömmlichen Gegenfinanzierung für Bayerns Kommunen eingelöst. Zudem hat die Staatsregierung 

auf unsere Initiative einen Härtefallfonds im Umfang von 50 Millionen Euro für Bürgerinnen und Bürger geschaffen, die 

Straßenausbaubeiträge bezahlt und dadurch eine Härte erfahren haben. Das ändert sich konkret:

Strabs-Härtefallkommission
Auch die Bürger werden entlastet: Auf Initiative  
von uns FREIEN WÄHLERN stehen 50 Millionen 
Euro für die neu eingerichtete Härtefallkommis-
sion zur Verfügung. Bürgerinnen und Bürger, die 
zwischen dem 1. Januar 2014 und 31. Dezember 2017 
Straßenausbaubeiträge bezahlt haben und dadurch 
eine Härte erfahren haben, können einen Antrag 
auf teilweise Erstattung der Beiträge stellen. Die 
Entscheidung darüber trifft die Härtefallkommis-
sion. Härtefallanträge können vom 1. Juli 2019 bis 
zum Ablauf des 31. Dezember 2019 gestellt werden. 

Strebs*
Bei der Ersterschließung alter Straßen (Strebs) ist 
bereits gesetzlich klargestellt: Es können keine Er-
schließungsbeiträge für Altstraßen mehr erhoben 
werden, sofern seit dem Beginn der erstmaligen 
technischen Herstellung mindestens 25 Jahre ver-
gangen sind. Die Regelung tritt am 1. April 2021 in 
Kraft. 

Außerdem gilt seit kurzem: Kommunen können 
ihren Bürgern bis zu 100 Prozent der Beiträge, die 
im Zeitraum vom 1. Januar 2018 bis zum 31. März 
2021 für die Ersterschließung erhoben wurden, er-

*WISSENSHAPPEN:

Strabs: Der Straßenausbaubeitrag wurde über 40 Jahre vom Freistaat für Maßnahmen der Erneu-
erung und Verbesserung von Ortsstraßen und Wegen erhoben. Entrichtet wurde der Beitrag von 
den Anliegern. Seit dem 1. Januar 2018 werden in Bayern auf Betreiben der FREIEN WÄHLER keine 
Beiträge mehr erhoben.

 
Strebs: Ersterschließung alter Straßen. 
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Wir FREIE WÄHLER  
haben stets nach  
dem Motto gehandelt:  
„Bürger entlasten –  
Kommunen nicht  
belasten“. 

lassen. Bisher war im Kommunalabgabengesetz 
(KAG) geregelt, dass Kommunen ihren Bürgern 
Ersterschließungsbeiträge für Altstraßenfertigstel-
lungen maximal um ein Drittel erlassen dürfen. 
Mit unserer Neuregelung steht es den Kommunen 
nun völlig frei, ob sie die Anlieger alter Straßen zur 
Kasse bitten – oder eben nicht. Kein Bürgermeis-
ter muss gegen seinen Willen bürgerunfreundliche 
Bescheide erlassen. Ab 1. April 2021 können die 
Gemeinden die Kosten dann gar nicht mehr auf 
die Anlieger umlegen, wenn es sich um eine so-
genannte Altanlage handelt. Das ist eine gute Bot-
schaft für alle Anlieger und für den Frieden in den 
Gemeinden.

Weitere Informationen finden Sie unter:  
www.fw-landtag.de/ihre-fragen/

100 Millionen Euro 	 Straßenausbaupauschalen werden 
	 2019 an die Kommunen ausgeschüttet.

150 Millionen Euro 	 werden ab 2020 als jährliche  
	 Pauschale bereitgestellt.

§



20 Millionen Euro  
pro Jahr für kommunale 
Schwimmbäder

Experten sehen einen Hauptgrund für die vielen tödlichen Badeunfälle in 
der sinkenden Schwimmfähigkeit von Kindern. Das hat auch eine Sach-
verständigenanhörung im Landtag ergeben. Demnach können nur noch 
40 Prozent der Kinder am Ende der Grundschule sicher schwimmen. Das 
liegt vor allem auch daran, dass die Zahl der Schwimmbäder nach dem 
Bauboom der 1970er Jahre deutlich zurückgegangen ist. Im vergange-
nen Jahr gab es noch rund 860 Frei- und Hallenbäder in kommunaler 
Hand – etwa ein Drittel davon stark sanierungsbedürftig und über kurz 
oder lang von der Schließung betroffen. Die Folge: Gibt es kein ortsnahes 
Schwimmbad, fällt der eigentlich im Lehrplan der Schulen vorgesehene 
Schwimmunterricht häufig aus. 

Doch jetzt gibt es gute Nachrichten: Die Bayerische Staatsregierung wird 
die auf unser Drängen im Koalitionsvertrag vereinbarten jährlich 20 Mil-
lionen Euro für die Sanierung kommunaler Schwimmbäder im Rahmen 
eines „Sonderprogramms Schwimmbadförderung“ umsetzen. Denn nur 
wenn wir schulnahe Schwimmbäder als Unterrichtsstätten bewahren, 

bleibt Schwimmen als unverzichtbarer Teil des 
staatlichen Bildungsauftrags erhalten. 

Doch das jetzt mit dem Koalitionspartner abge-
sprochene Sonderprogramm ist für uns FREIE 
WÄHLER nur der Einstieg in eine noch stärkere 
Förderung kommunaler Schwimmbäder. Denn 
auf die sieben Regierungsbezirke Bayerns he-
runtergebrochen reichen 20  Millionen Euro im 
Jahr nicht aus, um den gewaltigen Sanierungs-
stau ausbügeln zu können. Unser Ziel ist, dass 
Eltern schon mit ihren Kleinkindern regelmä-
ßig ein Schwimmbad besuchen können. Dazu 
braucht es entsprechende Einrichtungen in zu-
mutbarer Entfernung auch im ländlichen Raum –  
und in den Ballungsräumen zu familienfreundli-
chen Preisen.

Eigentlich soll jedes Kind in Bayern nach der Grundschule sicher schwimmen können. Doch von  

diesem Ziel sind wir in Bayern weit entfernt – mit gravierenden Folgen: Die Zahl der tödlichen  

Badeunfälle ist drastisch gestiegen. Deshalb machen wir FREIE WÄHLER uns bereits seit Jahren  

für Sonderinvestitionen zum Erhalt kommunaler Schwimmbäder und damit gleichzeitig für die  

Verbesserung der Schwimmfähigkeit von Kindern und Jugendlichen stark – mit Erfolg! Ab sofort 

werden jährlich 20 Millionen Euro für die Sanierung von Schwimmbädern bereitgestellt. 

Nur wenn wir schul- 
nahe Schwimmbäder  
als Unterrichtsstätten  
bewahren, bleibt Schwimmen 
als unverzichtbarer Teil  
des staatlichen Bildungs­
auftrags erhalten.
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Mehr Polizisten und 
Lehrer in Bayern
Gemeinsam mit unserem Koalitionspartner haben wir eine große Personaloffensive  

eingeleitet: Mit den Mitteln aus dem Doppelhaushalt 2019/20 werden insgesamt 1.000 

Polizisten- und 2.000 Lehrerstellen geschaffen. Damit investieren wir nicht nur in die innere 

Sicherheit, sondern verbessern auch die Betreuungssituation an vielen Schulen in Bayern.

Wir FREIE WÄHLER wollen, dass die Polizei ihren 
vielfältigen Aufgaben sowie den neuen sicherheits-
politischen Herausforderungen gerecht werden 
kann und das bestehende Personal nicht über Ge-
bühr und zu Lasten von Familie und Gesundheit 
beansprucht wird. Deshalb stocken wir gemäß Ko-
alitionsvertrag die Bayerische Polizei rückwirkend 
für das Jahr 2018 bis zum Jahr 2023 jährlich um 
500 Einsatzkräfte auf. Damit erreichen wir bis zum 
Ende der Legislaturperiode eine Stellenmehrung 
von 42.000 auf 45.000 – der höchste Personalstand 
aller Zeiten – und sorgen so für deutlich mehr 
Schlagkraft in der Fläche.  

Mit der Aufstockung der Polizei wird eine Kernfor-
derung von uns FREIEN WÄHLERN erfüllt. Denn 
schon seit Jahren monieren wir die eklatante Per-
sonalsituation in vielen Polizeidienststellen. Zu-
letzt haben unsere Polizisten über 2,2 Millionen 
Überstunden vor sich hergeschoben. Durch die 
Personalmehrung konnten wir aber bereits einen 
ersten Erfolg verbuchen: Einer aktuellen statisti-
schen Erhebung zufolge sind die Überstunden auf 

nunmehr 2,1 Millionen gesunken – ein Minus von 
immerhin 4 Prozent. Damit kommen wir auch un-
serem Ziel, die Überstunden der Polizei um jährlich 
10 Prozent zu reduzieren, ein gutes Stück näher. Das 
ist ein wichtiges Signal an unsere Bayerische Poli-
zei, von der wir jederzeit ein Höchstmaß an Flexibi-
lität und Leistung erwarten. 

Auch in die Bildung investieren wir kräftig: Im Dop-
pelhaushalt 2019/20 haben wir 2.000 neue Lehrer-
stellen vorgesehen, bis zum Ende der Legislaturpe-
riode werden es insgesamt 5.000 sein. So können 
wir Unterrichtsausfall vermeiden, kleinere Klassen 
erreichen, eine stärkere individuelle Förderung er-
möglichen und weiterhin den Lehrerbedarf ohne 
Seiteneinsteiger decken. Außerdem tragen wir den 
gestiegenen Anforderungen an den Schulen Rech-
nung und bauen gleichzeitig unser Spitzenniveau 
im Bildungsbereich aus.

Damit die Polizei ihren vielfältigen 
Aufgaben sowie den neuen sicherheits­
politischen Herausforderungen gerecht 

werden kann und das bestehende  
Personal nicht über Gebühr und zu 

Lasten von Familien und Gesundheit 
beansprucht wird, schaffen wir jährlich 

500 Polizeistellen. 
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Carbon-Strategie 
stärkt Wirtschafts-
standort Bayern
Investitionen in Zukunftstechnologien sind unumgänglich, damit sich der Wirtschafts-

standort Bayern weiter so erfolgreich auf dem globalen Markt durchsetzen kann und 

bayerische Arbeitsplätze dauerhaft erhalten bleiben. Mit unserer Carbon-Strategie stär-

ken wir jetzt gezielt die Innovationskraft der Region Augsburg. 

Wenn es um das Wirtschaftswachstum in Deutsch-
land geht, nimmt Bayern seit Jahren eine Spit-
zenposition ein. Das liegt auch daran, dass sich 
der Freistaat als innovativer Wirtschaftsstandort 
empfiehlt: Fast ein Drittel aller neu angemeldeten 
Patente in Deutschland werden hier registriert. Die 
höchste Innovationsdichte verzeichnen dabei die 
beiden Metropolregionen München und Nürnberg. 
Unternehmen mit dem größten Erfindergeist fin-
den sich unter den hiesigen Global Playern, doch 
auch der Mittelstand, Rückgrat der bayerischen 
Wirtschaft, bleibt durch Innovation und Weiter-
entwicklung international wettbewerbsfähig. Über 
Jahre konstante Investitionen in Forschung und 
Entwicklung zahlen sich eben aus. 

Damit Bayern der Wirtschaftsmotor der Republik 
bleibt, muss der Freistaat vorausschauend, gezielt 
und vor allem nachhaltig in Zukunftstechnologien 
investieren. Gerade Investitionen in die Luft- und 
Raumfahrt-Branche sind unserer Überzeugung 
nach dringend notwendig. Denn weltweite Ent-
wicklungen zeigen deutlich, dass sich insbeson-

dere die Schwerpunkte in Produktion, aber auch in 
Forschung und Entwicklung immer mehr in den 
pazifischen Raum verlagern. Für Bayern bedeutet 
das, sich einmal mehr als eine der ideenreichsten 
und gleichzeitig produktivsten Wirtschaftsregio-
nen in der Branche profilieren zu müssen. Denn nur 
so kann die Attraktivität unseres Wirtschaftsstand-
orts für global agierende Luftfahrtkonzerne erhal-
ten beziehungsweise sogar erhöht werden.

An dieser Stelle greift unsere Carbon-Strategie, die 
den Kompetenzerhalt und -ausbau in der Region 
Augsburg durch Erforschung digital integrierter 
Produktionsabläufe für Verbundwerkstoffe in der 
Luft- und Raumfahrt zum Ziel hat. Wirtschaftsmi-
nister Hubert Aiwanger hat dafür eine Gesamtför-
derung dieses für Luft- und Raumfahrt essentiellen 
Projekts in Höhe von 20 Millionen Euro zugesagt – 
ein Paradebeispiel erfolgreicher Wirtschaftspolitik, 
das zeigt, wie ein gutes Zusammenspiel zwischen 
Haushaltspolitik, Landtagsfraktion, Wirtschaftsmi-
nister und Industrie zu einem durchschlagenden 
Erfolg führen kann.  

Damit Bayern der Wirtschaftsmotor 
der Republik bleibt, muss der Freistaat 
vorausschauend, gezielt und vor allem 
nachhaltig in Zukunftstechnologien 
investieren.
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Kultur ist für alle da
Kunst und Kultur sind elementare Bestandteile unserer Gesellschaft und sollten allen Men-

schen zugänglich sein. Deshalb ist eines unserer wichtigsten kulturpolitischen Anliegen, 

neben der Hochkultur auch breitenwirksame und niederschwellige Kultur- und Bildungs-

angebote sowie -einrichtungen in allen Teilen Bayerns zu fördern – nicht nur in den bayeri-

schen Metropolen.

Der Zugang zu Kunst und Kultur 
muss für unsere Bürgerinnen  
und Bürger vor Ort gesichert 
werden. Mit dem Doppelhaushalt 
2019/20 haben wir die Förde- 
rung von Kultur – gerade auch 
außerhalb des Ballungsraums 
München – zu einem Schwer­
punktthema gemacht.  

Bayern gibt für die Kunst- und Kulturförderung erfreu-
lich viel Geld aus – im Doppelhaushalt 2019/20 sind 
fast zwei Milliarden Euro vorgesehen. Doch viele kul-
turelle Leuchttürme mit überregionaler Strahlkraft fin-
den sich vor allem in den Metropolen. Für den jetzigen 
Doppelhaushalt haben wir uns deswegen für die För-
derung von Kulturprojekten und -institutionen in der 
Fläche eingesetzt: Erhebliche zusätzliche Mittel sind 
deshalb für Projekte außerhalb der Ballungsräume 
eingeplant worden. So tragen wir auch unserem An-
spruch Rechnung, für alle Bürgerinnen und Bürger 
Bayerns gleichwertige Lebensverhältnisse zu schaf-
fen und kulturelle Teilhabe überall zu ermöglichen.

Von einem Förderzuschuss in Höhe von 250.000 Euro 
kann etwa das Richard-Strauss-Festival in Garmisch-
Partenkirchen profitieren, das seit nunmehr 30 Jahren 
zu den wichtigsten Musikereignissen Oberbayerns 
zählt. Ein herausragendes Beispiel bayerischer Kultur-
politik ist auch die finanzielle Unterstützung für das 
neue „Haus der Bayerischen Geschichte Museum“ in 
Regensburg. Als Lern- und Erlebnisort will es die Be-
sucher anregen, sich mit ihrer eigenen Identität und 
ihren Wurzeln auseinanderzusetzen – gerade jetzt, da 
rechtsnationale Kräfte erstarken, begrüßen wir FREIE 
WÄHLER es ausdrücklich, dass ein Museum dazu ein-
lädt, über die Errungenschaften im Freistaat zu reflek-
tieren, die uns die freiheitlich-demokratische Grund-
ordnung eines geeinten Europas bisher gebracht hat.

Mehr Geld – nämlich insgesamt über 6,5 Millionen 
Euro – erhält außerdem der Kulturfonds, immerhin 
eines der zentralen Förderinstrumente für ganz 
Bayern. Mit diesem Fördertopf unterstützt der Frei-
staat jedes Jahr die unterschiedlichsten Projekte 
und ermöglicht so neue kulturelle Impulse in ganz 
Bayern. So können unsere Kunst- und Kulturschaf-
fenden und Nachwuchstalente dabei unterstützt 
werden, vor Ort neue kreative Impulse zu setzen. In 
der aktuellen Förderrunde können auf diese Weise 
über 140 Kunst- und Kulturprojekte in den bayeri-
schen Regionen gefördert werden.

Für mehr kulturelle Teilhabe in allen Landesteilen



Zum Erhalt unserer  
Naturvielfalt

Die Schönheit unserer bayerischen Natur und den heimischen 

Artenreichtum wollen wir FREIE WÄHLER mit aller Kraft erhalten. 

Dafür setzen wir uns als Teil der Staatsregierung mit Nachdruck 

ein. Deshalb nehmen wir für den Umwelt- und Artenschutz viel 

Geld in die Hand. Im Doppelhaushalt 2019/20 konnten folgerich-

tig deutliche Budgetsteigerungen sowohl für den Erhalt unserer 

Arten als auch für den Naturschutz durchgesetzt werden. 

Das Ausgabevolumen im Umweltressort wächst gegenüber 
2018 um mehr als 4 Prozent. Durch die eingestellten Gelder 
eröffnen sich in den kommenden Jahren viele Möglichkei-
ten, um wichtige Maßnahmen für einen nachhaltigen Arten-, 
Natur- und Umweltschutz anzustoßen und unser grünes Bay-
ern zu erhalten. 

Jetzt sind die Gelder da, um wichtige Leuchtturmprojekte 
zum Artenschutz anzuregen sowie für einen kraftvollen Na-
turschutz in der Fläche zu sorgen. Die Naturparks werden 
um mehr als 9 Millionen Euro gestärkt. Auch für die von den 
FREIEN WÄHLERN initiierte Landesagentur für Energie und 
Klimaschutz, das bayerische Klimainformationssystem zur 
Stärkung der Umwelt- und Klimaforschung im Alpenraum 
und zur Schaffung einer Themenplattform für Verbraucher-
belange beim Zentrum Digitalisierung.Bayern (ZD.B) sowie 
für die Wolfsprävention wurden auskömmliche Mittel in den 
Haushalt eingestellt. 

Die schwarz-orange Koalition löst damit ein weiteres Wahl-
versprechen ein: Wir machen ökologische Politik für Bayern! 
Eine Politik, die den Menschen direkt zugutekommt, nachhal-
tig unseren bayerischen Lebensraum schützt und somit dem 
Wohle aller dort lebenden Menschen und Tiere dient. 

Die Schönheit unserer bayerischen Natur  
und den heimischen Artenreichtum wollen wir 

FREIE WÄHLER mit aller Kraft erhalten.  
Dafür setzen wir uns ein. 

Im Jahr 2019 werden dem  
Bayerischen Naturschutzfonds  

3,0 Mio. Euro
für Aktivitäten und Projekte  
gegen den Artenschwund  

zur Verfügung  
gestellt. 

Zur Realisierung  
der Leuchtturmprojekte  

Artenschutzzentrum beim  
Landesamt für Umwelt in  

Augsburg, Biodiversitätszentrum  
Rhön, Umweltbildungsstätte im  

Erweiterungsgebiet des Biosphären- 
reservats Rhön und Zentrum Natur- 
erlebnis alpin am Riedberger Horn  

sind insgesamt   

18,2 Mio. Euro
vorgesehen. 

Zur Stärkung  
des Hochwasserschutzes  

(insbesondere an der Donau,  
Vorbereitung des Bayerischen  

Gewässer-Aktionsprogramms 2030)  
sind insgesamt zusätzlich    

22,0 Mio. Euro
vorgesehen, für Niedrigwassermanagement  

weitere 

5,5 Mio. Euro
und für den 6-Punkte-Plan  

Bodenmanagement 

1,5 Mio. Euro.
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Zum Erhalt unserer  
Naturvielfalt Im Rahmen des  

Masterplans BAYERN DIGITAL II  
werden zur Schaffung eines bayeri­
schen Klimainformationssystems,  

zur Stärkung der Umwelt- und  
Klimaforschung im Alpenraum und 

zur Schaffung einer Themenplattform 
für Verbraucherbelange beim Zentrum 

Digitalisierung.Bayern (ZD.B) zusätzlich   

3,0 Mio. Euro
veranschlagt. 

Zur Stärkung  
des Hochwasserschutzes  

(insbesondere an der Donau,  
Vorbereitung des Bayerischen  

Gewässer-Aktionsprogramms 2030)  
sind insgesamt zusätzlich    

22,0 Mio. Euro
vorgesehen, für Niedrigwassermanagement  

weitere 

5,5 Mio. Euro
und für den 6-Punkte-Plan  

Bodenmanagement 

1,5 Mio. Euro.

Für die Förderung des  
Neubaus der Reptilienauf- 
fangstation sind zusätzlich   

2,0 Mio. Euro
für 2020 veranschlagt.

Für die Förderung  
von Tierheimen und von Projekten  
zur Eindämmung der Vermehrung  

herrenloser Heimtiere in Bayern ins- 
besondere durch Katzenkastrations- 

aktionen sind insgesamt    

1,2 Mio. Euro
vorgesehen. 2019 wird der jeweilige 

(weitere) Bedarf im Rahmen des  
Haushaltsvollzugs finanziert. 

Der Ansatz für  
Vertragsnaturschutz  
wird insgesamt um   

14,0 Mio. Euro
erhöht. Über das Vertragsnatur- 

schutzprogramm wird die schonende  
Bewirtschaftung von ökologisch wert- 

vollen Wiesen, Weiden, Äckern und Teichen 
gefördert. Landwirte sowie sonstige  
Landbewirtschafter verpflichten sich,  

fünf Jahre lang die Flächen nach  
den Zielen des Naturschutzes  

zu bewirtschaften.
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Alles Liebe zum Geburtstag, 
Grundgesetz!
Vor 70 Jahren ist das Grundgesetz in Kraft getreten – es war zugleich die Geburtsstunde der Bundesrepublik Deutschland.  

Auch wir Parlamentarier haben in einer Aktuellen Stunde im Maximilianeum das besondere Jubiläum gewürdigt. 

„Die Würde des Menschen ist  
unantastbar“ – das ist ein Satz,  
der auf den Trümmern der Mensch­
lichkeit entstand. Er bietet die Grund­
lage für ein gedeihliches Miteinander 
und bildet damit den Schlüsselbegriff 
unserer Verfassung.

Mit dem Grundgesetz versuchte Deutschland nach dem Zwei-
ten Weltkrieg einen demokratischen Neuanfang. Es entstand 
in einer Zeit, in der sich die Menschen kaum vorstellen konn-
ten, wie das total zerstörte Deutschland jemals zu einer sta-
bilen Demokratie heranwachsen könnte. Zu grausam waren 
die Erfahrungen aus dem von Hitler ausgelösten Zweiten 
Weltkrieg und seinen 60 Millionen Toten. Doch die vom Parla-
mentarischen Rat ausgearbeitete und damals als Provisorium 
angelegte Verfassung für die Bundesrepublik Deutschland hat 
sich über Jahrzehnte als ein stabiles Fundament unseres Zu-
sammenlebens bewährt.

Schon Artikel 1 Absatz 1 des Grundgesetzes hat am 23. Mai 1949 
den Grundstein für eine beispiellos glückliche und friedliche 
Zeit gelegt. Von ihm hat auch der Freistaat Bayern maßgeblich 
profitiert hat. „Die Würde des Menschen ist unantastbar“ – das 
ist ein Satz, der auf den Trümmern der Menschlichkeit ent-
stand. Er bietet die Grundlage für ein gedeihliches Miteinan-
der und bildet damit den Schlüsselbegriff unserer Verfassung.

Deswegen ist er uns Auftrag und Verpflichtung für den ent-
schlossenen Kampf gegen Populismus, Extremismus und 
radikale Kräfte. Er steht für ein Deutschland, das unsere Ge-
sellschaft liberaler gemacht hat. Ein Deutschland, dem seine 
Nachbarn uneingeschränkt vertrauen können. Ein Deutsch-
land, in dem sich die Nazi-Barbarei niemals wiederholen kann.

Das Grundgesetz ist auch ein Geschenk der Westalliierten, das 
uns Einigkeit und Recht und Freiheit gebracht hat. Die Men-
schen in der ehemaligen DDR sind erst 1990 in den Genuss 
der freiheitlichsten Verfassung gekommen, die es jemals auf 
deutschem Boden gegeben hat. Deshalb sollten wir alle dank-
bar sein für unser Grundgesetz. Wir müssen jeden Tag aufs 
Neue dafür eintreten, seine Werte mit Leben zu erfüllen. Wir 
müssen es gemeinsam verteidigen gegen alle Angriffe seiner 
Feinde. Das Grundgesetz ist nicht verhandelbar!
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1.	 Herr Hold, die FREIEN WÄHLER setzen sich für  
die Absenkung des Wahlalters auf 16 Jahre bei 
Kommunalwahlen ein. Warum?

Hold: Weil wir wollen, dass Jugendliche früher po-
litisch mitentscheiden können. Denn nur wer aktiv 
teilhaben kann, wird sich auch aktiv in die Gesell-
schaft einbringen. Die kommunale Ebene ist hier-
für geradezu prädestiniert, da sie das unmittelbare 
Lebensumfeld der jungen Menschen betrifft. 

2.	Ein Argument gegen das Wahlrecht ab 16 ist,  
dass Jugendliche in diesem Alter nur beschränkt 
geschäftsfähig sind. Eigentlich darf ein 16-Jäh-
riger ohne Zustimmung seiner Eltern nicht mal 
ein Handy kaufen. Kann er dann überhaupt beur-
teilen, welcher Politiker oder welche Partei seine 
Interessen am besten vertritt?

Hold: Der Hintergrund dieser Regelung ist, dass 
Minderjährige davor geschützt werden sollen, 
Schulden aufzunehmen. Bei Wahlen geht es aber 
um Mitbestimmung. Mit 16 Jahren sind Jugendli-

che alt genug, um mitzubestimmen. Die Jüngeren in unserer Ge-
sellschaft haben ein Recht darauf, am demokratischen Dialog betei-
ligt zu werden. Wir sehen ja bei den „Fridays For Future“-Protesten, 
dass junge Menschen durchaus in der Lage sind, sich eine Meinung 
zu bilden und dafür einzutreten. Sie werden nur bislang von der Po-
litik zu stark übersehen. Mit einer Senkung des Wahlalters könnte 
man dagegensteuern.

3.	Reicht es dann überhaupt, Jugendlichen nur das aktive Wahlrecht 
einzuräumen?

Hold: Nein! Wer Jugendliche ab 16 Jahren den Gemeinderat wäh-
len lassen will, muss ihnen auch zutrauen, sich in den Gemeinderat 
wählen zu lassen. Deshalb sprechen wir uns klar dafür aus, Jugend-
lichen ab 16 Jahren sowohl das aktive als auch das passive Wahl-
recht einzuräumen. 

4.	Die FREIEN WÄHLER wollen das Wahlrecht bis zur Kommunal-
wahl 2026 ändern. Warum nicht schon bis zu den nächsten Kom-
munalwahlen im Jahr 2020?

Hold: Für eine Absenkung des Wahlalters bedarf es einer Verfas-
sungsänderung, über die in einem Volksentscheid abgestimmt 
werden muss. Mit Blick auf den Termin für die kommenden Kom-
munalwahlen 2020 wird sich ein entsprechendes Gesetzgebungs-
verfahren nicht mehr rechtzeitig realisieren lassen. 

5.	Wie kann das Interesse Jugendlicher an politischen Entschei-
dungsprozessen bis dahin geweckt werden?

Hold: Wir FREIE WÄHLER setzen uns für eine flächendeckende Stär-
kung der Jugendparlamente, eine Intensivierung der politischen  
Bildung und eine Weiterentwicklung der Landeszentrale für Politi-
sche Bildung ein, um junge Menschen besser darauf vorzubereiten, 
sich politisch zu engagieren.

Alexander Hold ist Landtagsvizepräsident und Mitglied im Land-
tagsverfassungsausschuss.

„Wir wollen, dass Jugendliche früher politisch  
mitentscheiden können. Denn nur wer aktiv  
teilhaben kann, wird sich auch aktiv in die Gesell­
schaft einbringen.“

	 Fragen an ...
	   Alexander Hold. 
         Wählen schon ab 16?
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Gemeinsam  
   gegen den Borkenkäfer

Schneebrüche und starke Stürme haben den bayerischen Waldbesitzern im ver-

gangenen Jahr arg zugesetzt. Die Folge: Die angeschlagenen Wälder bieten dem 

Borkenkäfer ideale Lebensbedingungen. Wir FREIE WÄHLER befürworten daher aus-

drücklich die Bemühungen der Staatsregierung, die privaten und körperschaftlichen 

Waldbesitzer auch in diesem Jahr wieder bestmöglich zu unterstützen. 

Der Freistaat erlebt derzeit die größte Massenvermehrung von Borkenkäfern seit 
dem Zweiten Weltkrieg. Der Grund: Das vergangene Jahr war das wärmste in 
Bayern seit Beginn der Temperaturaufzeichnungen im Jahr 1881. Vom trockenen 
Sommer mit vielen Sonnentagen und wenig Niederschlägen hat der Borkenkä-
fer profitiert. Verschlimmert wird die Situation durch die erheblichen Mengen 
an Schadholz, die in den vergangenen Monaten durch Starksturmereignisse und 
Schneebrüche angefallen sind. Die Folge: Die Wirtschaftlichkeit des Waldbaus 
gerät zunehmend in Schieflage. Der Holzpreis ist bereits drastisch gesunken, 
beim Sturmholz um bis zu 35 Prozent. 

Um weiteren Schaden von den Wäldern und von der Holzwirtschaft abzuwen-
den, müssen die enormen Schadholzmengen schnellstmöglich so aufgearbeitet 
werden, dass die Insekten keine Chance haben, sich weiter zu verbreiten. Denn 
verbleibt das Schadholz zu lange im Wald, bietet es optimale Brutbedingungen für 
den Borkenkäfer,  der dann auch den stehenden Bestand befällt. 

Deshalb ist es wichtig und richtig, die Waldbesitzer auch im Jahr 2019 bei der Auf-
arbeitung von Schadholz und bei Wiederaufforstungsmaßnahmen zu unterstüt-
zen. In diesem Zusammenhang begrüßen wir auch die Entscheidung, den Frisch-
holzeinschlag durch die Bayerischen Staatsforsten deutlich zu reduzieren. Nur so 
kann der Holzmarkt stabilisiert, der Bestand geschützt und damit der Waldbau als 
wichtiger Wirtschaftsfaktor in Bayern erhalten bleiben.

Der Wald liefert aber nicht nur den nachwachsenden Rohstoff Holz, sondern be-
sitzt auch wichtige gesamtgesellschaftliche Funktionen: Unsere Wälder dienen 
dem Grundwasserschutz, bieten Naherholung, dienen im Umgriff von Ballungs-
räumen der Frischluftzufuhr und sind Lebensraum für eine Vielzahl von seltenen 
Tier- und Pflanzenarten. Auch im Kampf gegen den Klimawandel ist der Wert 
des Waldes beträchtlich: Dieser bindet jährlich viele Tonnen Kohlendioxid. Ihn zu 
schützen und langfristig zu erhalten ist deshalb im Interesse aller. 

Der Wert des Waldes im Kampf 
gegen den Klimawandel ist 
beträchtlich: Unser Wald bindet 
jährlich viele Tonnen Kohlen- 
dioxid. Ihn zu schützen und 
langfristig zu erhalten ist des­
halb im Interesse aller.
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Härtere Strafen  
    für illegalen  
Jungtierhandel
An Bayerns Grenzen werden jährlich etliche Tierbabys aufge

griffen, die illegal aus dem Ausland importiert wurden. In oft 

jämmerlichem gesundheitlichem Zustand brauchen die Tiere  

sofort intensive, kostspielige Versorgung direkt vor Ort. Gerade 

die Tierheime in grenznahen Landkreisen stehen dadurch vor 

enormen finanziellen Herausforderungen. Wir FREIE WÄHLER 

fordern deshalb härtere Strafen für den illegalen Handel mit 

Jungtieren.

Werden Haustiere auf illegalem Weg nach Deutschland einge-
führt, geschieht das meist unter tierschutzwidrigen Bedingun-
gen. Sie werden in engen Käfigen zusammengepfercht, sind 
zu jung, unzureichend genährt, nicht geimpft und kaum sozi-
alisiert. Als Folge treten häufig Krankheiten und Verhaltens-
störungen auf. Eine intensive tierärztliche Nachversorgung 
ist unumgänglich. Die Landkreise ächzen unter dieser schwer 
kalkulierbaren Zusatzbelastung, oft stehen auch die Tierheime 
völlig alleine mit den Kosten da. 

Mit dem florierenden Jungtierhandel muss daher endlich 
Schluss sein. Denn gemäß unserem Grundgesetz sind wir 
dem Schutz der Tiere verpflichtet. Bislang wird der illegale 
Tierhandel nur als Ordnungswidrigkeit geahndet. Diese Ein-
ordnung ist viel zu lasch und hat keinerlei abschreckende 
Wirkung. Es ist daher höchste Zeit für die Aufnahme eines 
entsprechenden Straftatbestandes in das Tierschutzgesetz. Es 
ist nicht hinnehmbar, dass Tiere bewusst gequält werden und 
unter katastrophalen Bedingungen leben. Zu lange schon ist 
es Händlern ungestraft möglich, Wirtschaftlichkeit über das 
Wohl der Tiere zu stellen. 

Klare Regelungen brauchen wir auch für den Handel im Inter-
net: Nach wie vor erhalten zahllose Internethändler Jungtiere 
von osteuropäischen Massenzüchtern. Durch die Anonymität 
etwa auf Portalen wie „eBay Kleinanzeigen“ sind Kontrollen 
und Rückverfolgungen durch Behörden derzeit beinahe un-
möglich. Wir FREIE WÄHLER werden uns auch auf Bundes- 
und Europaebene weiterhin dafür einsetzen, den Handel mit 
Hunden, die jünger als sechs Monate sind, im Internet kom-
plett zu verbieten.

Es ist nicht hinnehmbar, dass 
Tiere bewusst gequält werden 
und unter katastrophalen Bedin­
gungen leben. Zu lange schon 
ist es Händlern ungestraft mög­
lich, Wirtschaftlichkeit über das 
Wohl der Tiere zu stellen.
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    Mehr Mobilität  
in der Fläche 

Wir FREIE WÄHLER setzen uns dafür 
ein, dass gesellschaftliche Teilhabe 
durch integrierte Mobilitätskonzepte 
auch in den peripheren ländlichen 
Regionen Bayerns möglich ist. 

Der Erfolg des Freistaats basiert ganz entscheidend auf dem Erfolg seiner Regionen. Eine flexible und viel- 

fältige Mobilität im ländlichen Raum ist maßgeblich, wenn ein Kernziel unserer politischen Agenda erreicht 

werden soll: die Schaffung gleichwertiger Lebensverhältnisse in ganz Bayern. 

Während der öffentliche Personennahverkehr (ÖPNV) in den Ballungszentren meist schon gut ausgebaut 
ist, sind die Menschen, die in den nichturbanen Gebieten leben, häufig auf ein eigenes Auto, Fahrrad oder gar 
Taxi angewiesen. Busse fahren, wenn überhaupt, nur in sehr niedrigen Frequenzen. Carsharing ist in klei-
neren Gemeinden meist noch nicht verfügbar, da die Wirtschaftlichkeit für die Anbieter nicht gegeben ist. 
Viele Teile Bayerns sind kaum mit dem öffentlichen Nahverkehr erschlossen. Wir müssen die Chance nut-
zen, jetzt in zukunftsfähige, integrierte Mobilitätskonzepte zu investieren, damit nicht ganze Landstriche  
Bayerns abgehängt werden. 

Wenn für ländliche Gebiete – mit Unterstützung des Freistaats – neue integrierte Mobilitätskonzepte 
für Bus, Bahn, Individualverkehr und Straße entwickelt werden, müssen allerdings die regionalen Un-
terschiede und die tatsächlichen Bedarfe vor Ort unter der Prämisse der demografischen Entwicklung 
mitberücksichtigt werden. Auch darf sich aus der Unterstützung des Freistaats nicht direkt ein Zwang 
für die Kommunen ableiten, sofort für den Ausbau des Nah- und Fernverkehrs tätig zu werden. Es geht 
um Freiwilligkeit und darum, konkrete sowie individuell passende Maßnahmen zu entwickeln, um die 
Verkehrssituation nachhaltig zu verbessern.

Die Zukunft der Mobilität in ländlichen Regionen wird infolge der Digitalisierung und des technischen 
Fortschritts effizienter und angenehmer sein als heute. Hierzu muss sich das Nah- und Fernverkehrsange-
bot allerdings den demografischen Gegebenheiten ländlicher Regionen annähern. Die Menschen auf dem 
Land, insbesondere ältere Bürgerinnen und Bürger, haben das Recht auf ganzheitliche Mobilitätsangebote, 
was auch eine gute Schieneninfrastruktur umfasst. Ältere Menschen sind auf die Anbindung an den öf-
fentlichen Nahverkehr schließlich besonders angewiesen. Wir FREIE WÄHLER setzen uns dafür ein, dass 
gesellschaftliche Teilhabe überall in Bayern möglich ist. 
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Wertschöpfung  
� im ländlichen Raum  
stärken 
Bayerische Landwirtschafts- und Wirtschaftspolitik muss sich nach unserer Überzeugung dadurch 

auszeichnen, dass ganz Bayern vom Wirtschaftswachstum profitiert und sich jede Region indivi

duell weiterentwickeln kann. Wir FREIE WÄHLER wollen durch gezielte Maßnahmen lokales und  

regionales Handeln aktivieren und die Entwicklung von Perspektiven auf dem Land unterstützen 

und damit auch die Ballungsräume entlasten.  

Investitionen in die wichtigsten 
Branchen Handwerk, Gast­
gewerbe, Landwirtschaft und 
Lebensmittelversorgung im 
ländlichen Raum sind von  
elementarer Bedeutung, um  
die Wirtschaftsregionen weiter­
zuentwickeln.

Im Bayerischen Landtag setzen wir uns deshalb 
für die Stärkung der betrieblichen Wertschöpfung 
und der individuellen Kaufkraft in den ländlichen 
Gebieten ein. Es braucht effektive Maßnahmen, 
um die regionalen Wertschöpfungsketten bran-
chenübergreifend zu stärken und so langfristig 
gleichwertige Lebensverhältnisse in ganz Bayern 
zu schaffen. Investitionen in die wichtigsten Bran-
chen Handwerk, Gastgewerbe, Landwirtschaft und 
Lebensmittelversorgung sind dabei von elementa-
rer Bedeutung, um die Wirtschaftsregionen weiter-
zuentwickeln. Handlungsmöglichkeiten sehen wir 
insbesondere in strukturschwächeren Gebieten: 
Dort haben die Verbraucher ein wachsendes Inte-
resse daran, auf regionale Produkte und Dienstleis-
ter zurückgreifen zu können. 

Durch Fördermittel und Investitionshilfen konn-
ten in den vergangenen zehn Jahren in der bayeri-
schen Lebensmittelbranche mehr als 1.500 Arbeits-
plätze gesichert und über 200 Jobs neu geschaffen 
werden. So sieht erfolgreiche Wirtschaftsförderung 
aus – und daran müssen wir anknüpfen. Besonders 
das Handwerk hat aktuell mit viel bürokratischem 
Aufwand zu kämpfen. Es muss dringend entlastet 
werden, um wettbewerbsfähig zu bleiben. Außer-
dem braucht es neue Impulse für unternehmeri-
sche Strategien, um die Produktivität vor Ort anzu-
kurbeln. 

Wir FREIE WÄHLER setzen uns deshalb dafür ein, 
dass mehr Investitionshilfen der LfA-Förderbank 
Bayern sowie regionale Fördermittel in den länd-
lichen Raum geleitet werden. Flankierend dazu 
unterstützen wir die „9-Punkte-Agenda für weni-
ger Bürokratie im Handwerk“ unseres Koalitions-

partners. Durch dieses Maßnahmenbündel 
können wir die Wertschöpfung vor Ort stär-
ken und neue Arbeitsplätze in der Region 
schaffen. Die Folge: Die Attraktivität der 
ländlichen Regionen Bayerns wird spürbar 
steigen – und damit auch die Lebensquali-
tät insgesamt.
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Ausbildung in  
� den Heilberufen  
wird attraktiver
Unser Einsatz hat sich gelohnt: Heilberufe werden vom Schulgeld befreit, der Gesund-

heitsbonus in Bayern ist beschlossene Sache. Damit erfahren die Gesundheitsberufe 

endlich die verdiente Aufwertung.  

Auszubildende der Heilmittelberufe brauchen  
finanzielle Anreize, um sich einer Ausbildung  
in dieser gesamtgesellschaftlich so wichtigen  
Branche zu verschreiben.

Wer in der Vergangenheit den Beruf des 
Physiotherapeuten, Ergotherapeuten, 
Podologen oder Logopäden ergreifen 
wollte, musste bislang tief in die Tasche 
greifen. Denn während in anderen Aus-
bildungsberufen Ausbildungsvergütun-
gen gezahlt werden, ist die Ausbildung 
für nichtärztliche Assistenz- und Heil-
berufe in Bayern kostenpflichtig. Das 
ändert sich jetzt – dank uns FREIEN 
WÄHLERN. 

Wir hatten uns bereits im vergangenen 
Jahr mit einem Dringlichkeitsantrag 
und später in den Koalitionsverhand-
lungen für die Durchsetzung des Ge-
sundheitsbonus starkgemacht. Denn 
der Mangel an Nachwuchskräften in 
den Heilmittelberufen ist nicht zuletzt 
wegen der hohen Ausbildungskosten ek-
latant. Deshalb brauchen Auszubildende 
finanzielle Anreize, um sich einer Aus-
bildung in dieser gesamtgesellschaftlich 
so wichtigen Branche zu verschreiben. 

Fakt ist: Aufgrund der demografischen 
Entwicklung nimmt der Bedarf an Fach-
kräften im Gesundheitsbereich laufend 
zu. Bayern kann es sich deshalb schlicht 
nicht leisten, die Attraktivität der Heil-
berufe durch die Erhebung von Schul-
geld weiterhin zu mindern. Durch die 
Initiative von Kultusminister Prof. Dr. 
Michael Piazolo erhalten die Schulträger 
jetzt rückwirkend zum Schulhalbjahr 
2018/2019 einen klassenbezogenen Zu-

schuss – neben der staatlichen Schulfinanzierung. 99 Prozent 
der Berufsfachschulen haben bereits zugesagt, von den Schü-
lerinnen und Schülern kein Schulgeld mehr zu erheben.

Wie beim bereits eingeführten Pflegebonus für Ausbildungen 
in pflegerischen und sozialpflegerischen Berufen schaffen wir 
mit dem Gesundheitsbonus eine wichtige Voraussetzung für 
eine qualitativ hochwertige und flächendeckende Gesund-
heitsversorgung.
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Steuerliche Entlastung  
� für faire Vermieter
Bezahlbarer Wohnraum bleibt für uns FREIE WÄHLER ein zentrales Anliegen: Die Bundesratsinitiative der  

Staatsregierung zur Schaffung steuerlicher Entlastungen für Vermieter, die ihren Mietern Wohnraum verbilligt  

überlassen, ist ein wichtiger Schritt in die richtige Richtung. 

Es ist erst wenige Wochen her, dass allein in Berlin 
über 10.000 Menschen für bezahlbares Wohnen de-
monstriert haben. Zudem hat in Berlin ein Volksbe-
gehren gestartet, das Wohnungsgesellschaften mit 
mehr als 3.000 Wohnungen enteignen will. Bezahl-
bares Wohnen ist längst zum Problem geworden 
und betrifft bei weitem nicht mehr nur die Metro-
polen – das gilt besonders in Bayern. 

Es braucht daher dringend tragfähige Konzepte, um 
den Wohnungsmarkt zu entlasten. Ein wirksamer 
Hebel wären nach unserer Überzeugung Steuerent-
lastungen für Vermieter, die Wohnraum verbilligt 
anbieten. Denn durch Enteignungen, wie die Grü-
nen zuletzt gefordert hatten, entsteht keine einzige 
neue Wohnung. Dieses Relikt aus dem Sozialismus 
hat mit bürgerlicher Politik nichts zu tun und sollte 
30 Jahre nach dem Fall der Mauer auch nicht wie-
der aufgewärmt werden. Wir brauchen keine Um-
verteilung, sondern wir müssen rasch zusätzlichen 
Wohnraum schaffen. 

Zur Entspannung des Wohnungsmarktes kann 
langfristig nur eine Kombination aus bedarfsge-

rechten Neubauten, Wiederbelebung des sozialen 
Wohnungsbaus und privaten Investitionen in den 
Wohnungsbau beitragen. Auch Arbeitgeber sind 
gefordert, ihren Beitrag für bezahlbares Wohnen zu 
leisten – etwa durch Investitionen in Werkswoh-
nungen. Doch von diesem Engagement müssen 
Unternehmen auch steuerlich profitieren. Das gilt 
auch für Vermieter, die ihre Mieterhöhungspoten-
ziale aus sozialen Motiven über Jahre hinweg nicht 
ausgeschöpft haben – und genau darauf zielt die 
bayerische Bundesratsinitiative ab. 

Konkret sieht die Initiative vor, dass nicht jedes 
Unterschreiten der ortsüblichen Vergleichsmiete 
durch einen Vermieter zu einem geldwerten Vor-
teil führt. Die Staatsregierung fordert deshalb einen 
gesetzlichen Toleranzbereich von bis zu 35 Prozent, 
durch den der Mietanpassungsdruck deutlich ab-
gemildert würde. Und unsere Initiative zeigt schon 
Wirkung: Immobiliengesellschaften wie die Deut-
sche Wohnen haben bereits angekündigt, Mieterhö-
hung so zu begrenzen, dass ein Haushalt maximal 
30 Prozent seines Nettoeinkommens für die Netto-
kaltmiete aufwenden muss.

Bezahlbares Wohnen ist  
längst zum Problem geworden  
und betrifft alle größeren  
Städte – auch in Bayern.
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Manfred Eibl
„Ich engagiere mich, weil … 
mir eine positive und vor allem zukunftsfähige Entwicklung  
ländlicher Räume am Herzen liegt.“

Wenn ich im Alleingang ein Gesetz beschließen könnte, würde 
ich … es ablehnen, ein neues Gesetz zu beschließen. Es gibt 
leider aktuell zu viele Gesetze und Verordnungen, die einem 
Großteil der Bevölkerung immer mehr Sorge bereiten. 

Wenn ich mir einen Arbeitsplatz oder ein Amt frei wählen 
könnte, würde ich … gerne Präsident des TSV 1860 München 
werden. Denn dort gäbe es viel zu tun! 

Um mehr Jugendliche für die Politik zu interessieren, würde 
ich … gerne die Zeit haben, in die Schulen zu gehen, um die 
Jugendlichen zu motivieren, sich stärker inhaltlich mit der 
Gesamtheit der anstehenden gesellschaftlichen Aufgaben 
auseinanderzusetzen.

Wenn ich einen Abend lang das Fernsehprogramm bestim-
men könnte, würde ich … den Menschen die Schönheit und 
Vielfalt unseres Landes – natürlich insbesondere Bayern mit 
seinen Regionen – nahebringen.

Wenn mich ein Freund nach einem Tipp für seinen Bayern-
Urlaub fragt, würde ich … den schönen Bayerischen Wald mit 
all seinen Sehenswürdigkeiten und vor allem den offenen 
Menschen empfehlen.

Wenn ich einen völlig freien Tag hätte, würde ich … zu meinen 
Schnupferfreunden in den Frankenwald reisen.

Wenn ich einen Traum in die Wirklichkeit umsetzen könnte, 
würde ich … mir die Gleichwertigkeit von Stadt und Land wün-
schen.

Wenn ich eine Zeitmaschine hätte, würde ich … in das Hier 
und Heute kommen, denn es geht dem überwiegenden Teil 
unserer Gesellschaft wirklich gut – viele von uns leben heute 
in Frieden, Freiheit und angemessenem Wohlstand.

Manfred Eibl

Geboren am 13. August 1960 in Perlesreut 

Wohnort: Perlesreut

Familienstand: verheiratet

Ausbildung: Maschinenbauer 

Beruf: Abgeordneter des Bayerischen Landtags

Religion: römisch-katholisch
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Dr. Leopold Herz
„Ich engagiere mich, weil … 
ich ein politischer Mensch bin und Interesse an allen Lebensbereichen habe.  
Gerne setze ich mich für meine Mitmenschen, unsere Heimat und unsere Umwelt ein.“

Wenn ich im Alleingang ein Gesetz beschließen könnte, würde ich … die 
vorhandenen Gesetze möglichst einfach und verständlich gestalten und 
möglichst viele Gesetze abschaffen bzw. die Bürokratie auf ein Minimum 
beschränken. 

Wenn ich mir einen Arbeitsplatz oder ein Amt frei wählen könnte, würde 
ich … mich wieder um ein Landtagsmandat für die FREIEN WÄHLER be-
werben.

Um mehr Jugendliche für die Politik zu interessieren, würde ich … die 
Begegnungen mit Jugendlichen und Schulkontakte intensivieren. Dabei 
würde ich mich bei den Jugendlichen nach den Gründen erkundigen, 
warum sie sich nicht für Politik interessieren bzw. welche Themen ihnen 
wichtig sind, und sie dabei unterstützen, dass sie sich aktiv einbringen 
können.

Wenn ich einen Abend lang das Fernsehprogramm bestimmen könnte, 
würde ich … die Werbung reduzieren und auch mal ausschalten.

Wenn mich ein Freund nach einem Tipp für seinen Bayern-Urlaub fragt, 
würde ich … ihm das Allgäu empfehlen. Es bietet vielfältigste Möglich-
keiten, vom Wandern, Radfahren und Schwimmen im Sommer bis zum 
Schneeschuhlaufen, Skifahren und Langlaufen im Winter. Und das ganze 

Dr. Leopold Herz

Geboren am 12. Juni 1953 in Wertach 

Wohnort: Wertach 

Familienstand: verheiratet, 4 Kinder und 
12 Enkelkinder 

Ausbildung: Landwirt – Promotion zum Dr. agr. 
TU München-Weihenstephan

Beruf: Landtagsabgeordneter

Religion: römisch-katholisch

Jahr über gibt es hervorragende regionale Produkte 
zum Genießen, viele Feste und Veranstaltungen 
zum Feiern und Erleben!

Wenn ich einen völlig freien Tag hätte, würde  
ich … mit meiner Frau und den Enkeln einen Aus-
flug machen.

Wenn ich einen Traum in die Wirklichkeit umset-
zen könnte, würde ich … mir wünschen, dass der 
TSV 1860 München wieder in die 1. Liga spielt.

Wenn ich eine Zeitmaschine hätte, würde ich … 
mehr Zeit für meine Familie einplanen und eine 
Begegnung meiner Enkel mit meinen Eltern arran-
gieren. 
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In den vergangenen Monaten haben sozialistische 

und nationalistische Ausfälle immer wieder die  

politische Debatte dominiert – und in der Bevölke-

rung für viel Verunsicherung gesorgt. Während etwa 

Kevin Kühnert von Enteignungen und Verstaatlichun-

gen fabulierte, stimmten Vertreter der AfD die erste 

Strophe des Deutschlandliedes an. Haben die denn 

nichts aus der Geschichte gelernt?

Von der deutschen AfD über Jarosław Kaczyńskis 
PiS bis zur Lega in Italien: Europaweit feiert der 
Rechtspopulismus ein Comeback. Gelungen ist das 
auch mit einer cleveren, die europäischen Rechten 
einenden Kommunikationsstrategie: Mit Falsch
meldungen und Angstmache versuchen sie, ver-
unsicherte Bürger für sich zu gewinnen und immer 
wieder mit provokanten Aktionen auf sich auf-
merksam zu machen. 

Andernorts bereits Teil der Regierung, sind rechts-
konservative Mandatsträger in Deutschland mitt-
lerweile in alle 16 Landtage eingezogen. Dort ver-
breiten sie ihre fremdenfeindliche Ideologie, die 
doch schon vor 80 Jahren zu millionenfacher Not 
und unsagbarem Leid in ganz Europa geführt hat. 
Damals, nach der Kapitulation der Wehrmacht, 
stand Deutschland als gebrochenes, gezeichnetes 
und schließlich auch als gespaltenes Land da. 

Während die Bürger der Nachkriegszeit bald wie-
der als freie Menschen leben konnten und von dem 
wirtschaftlichen Aufstieg unter Erhard profitier-
ten, etablierte sich in der sowjetisch kontrollierten 
DDR bald wieder ein totalitärer Staat, der durch 
seine Planwirtschaft dafür sorgte, dass der heu-

Wir FREIE WÄHLER 
distanzieren uns des­
halb klar von allen poli­
tischen Überlegungen, 
welche die freiheitlich-
demokratische Grund­
ordnung in Frage 
stellen.

tige Osten Deutschlands nach wie vor 
wirtschaftlich hinterherhinkt. Umso er-
schreckender ist es, wenn 30 Jahre nach 
der Wende bereits wieder sozialistische 
Überlegungen wie Vergesellschaftung 
und Enteignung diskutiert werden. Aus-
sagen wie die Kühnerts sind realitäts-
fern und verharmlosen die bittere Rea-
lität des übergreifenden Kollektivismus 
der DDR. 

Es ist daher wichtig, sich zu erinnern: Die 
Bundesrepublik Deutschland hat sich 
aus der totalitären Erfahrung des Natio
nalsozialismus heraus zur Demokratie 
bekannt und sie als ihre Staatsform im 
Grundgesetz festgelegt. Mit ihr verbindet 
sich die Vorstellung einer wehrhaften 
Ordnung und einer freien wirtschaftli-
chen und sozialen Entfaltung. 

Wir FREIE WÄHLER distanzieren uns 
deshalb klar von allen politischen Über-
legungen, welche diese Grundordnung in 
Frage stellen. Wir tun dies in der tiefen 
Überzeugung, dass rechte und linke Ver-
irrungen kein Mittel deutscher und baye
rischer Politik sind. Die großen gesell-
schaftlichen Herausforderungen unserer 
Zeit sind nicht mit linken und rechten 
Kampfparolen zu beantworten, sondern 
müssen als Debatte mit Vernunft, An-
stand und Mäßigung geführt werden. Wir 
FREIE WÄHLER wollen deshalb nicht nur 
thematisch, sondern auch durch unsere 
Sprache zu einer Versachlichung der po-
litischen Debatte beitragen.

Die politische Debatte  
� darf sich nicht 
weiter radikalisieren
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Regelmäßig 
neue Filme  
bei „FREIE  
WÄHLER TV“

Von Veranstaltungsvideos zu unseren Parlamentarischen Abenden über in-
formative Klausurfilme und charmante Kurzvideos bis hin zu Mitschnitten 
unserer wichtigsten Plenarreden: Mit viel Liebe und Freude gestalten wir 
unseren Youtube-Kanal „FREIE WÄHLER TV“. Nur hier erhalten Sie einen ex-
klusiven Blick hinter die Kulissen der parlamentarischen Arbeit und lernen 
uns über Statements, Interviews und Hintergrundberichte noch einmal auf 
ganz andere Art kennen. Der rege Austausch mit unseren Zuschauern ist 
uns dabei besonders wichtig! Also schauen Sie rein unter 
www.youtube.com/fwlandtag – wir freuen uns auf Sie!

4. Juni 2019
Bei einem Treffen im Bayerischen Landtag tauschen sich die 
Abgeordneten mit dem Präsidenten und dem Geschäftsführer 
der Handwerkskammer Schwaben aus. Zentrales Thema ist 
die Fachkräftesicherung. Klar ist: Der Arbeitsmarktzugang für 
Migranten muss erleichtert, die Attraktivität des Handwerks-
berufes in der Öffentlichkeit gesteigert und der Austausch zwi-
schen Schulen 
und Unterneh-
men gestärkt 
werden.

21. und 22. Mai 2019
Um den wichtigen Kontakt zur kommunalen Familie zu pfle
gen, treffen sich die Abgeordneten um Fraktionschef Florian 
Streibl mit dem Bayerischen Städtetag und dem Bayerischen 
Gemeindetag. Auf der Agenda stehen u. a. die Energiewende, 
die digitale Ausstattung der Schulen, das Volksbegehren zum 
Artenschutz, der Flächenumgang, der kommunale Finanz

ausgleich und die 
geplante Grundsteu-
erreform. 

9. April 2019
30 leitende Erzieherinnen aus ganz Schwaben berichten über 
die aktuellen Herausforderungen in den Kindertageseinrich-
tungen. Sie beklagen den nach wie vor bestehenden Mangel 
an Personal bei gleichzeitig steigenden Leitungsaufgaben. 
Wichtig ist den FREIEN 
WÄHLERN nicht nur eine 
angemessenere Vergü-
tung, sondern auch eine 
weitere Verbesserung der 
Betreuung. 

Kurz  
berichtet

Was sonst noch los war …
16. Mai 2019
Der bayerische Landesverband des Bunds Deutscher Krimi- 
nalbeamter (BDK) trifft Abgeordnete der FREIE WÄHLER Land-
tagsfraktion zu einem polizeipolitischen Fachgespräch. Wich-
tigstes Thema ist die Entlastung der Beamten mittels einer 
neuen Berufs-
gruppe, die für 
die Verwaltung 
zuständig sein 
soll. 
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Wollen Sie regelmäßig nah dran an unserer Arbeit sein, damit Sie stets 
über alle wichtigen Meldungen, Meinungen und Beschlüsse der FREIE 
WÄHLER Landtagsfraktion Bescheid wissen? Dann entscheiden Sie sich 
am besten für ein Abonnement unserer Fraktionszeitung „Nah dran“ und 
erhalten Sie Informationen aus erster Hand.

Diese Druckschrift ist eine Information über die parlamentarische Arbeit 
der FREIE WÄHLER Landtagsfraktion im Bayerischen Landtag und darf 
nicht zum Zwecke der Wahlwerbung verwendet werden.

Ich möchte „Nah dran“, die Fraktionszeitung der FREIE WÄHLER Landtagsfraktion, bis auf Widerruf kostenlos 

per Post erhalten. 

Ich willige in die Speicherung und Nutzung meiner oben angegebenen Daten zum Zweck der Versendung 
der Fraktionszeitung der FREIE WÄHLER Landtagsfraktion ein. Diese Einwilligung kann ich jederzeit, zum 
Beispiel per E-Mail an fraktionszeitung@fw-landtag.de, widerrufen. 

Vorname	 Name

Straße, Hausnummer		  PLZ, Ort

E-Mail

Datum, Unterschrift

Mit einem Abonnement  
immer „Nah dran“ an den  
Themen der FREIEN WÄHLER

Senden Sie das ausgefüllte Formular an 

FREIE WÄHLER Landtagsfraktion  
Max-Planck-Straße 1 
81675 München 

oder schicken Sie uns eine E-Mail an 

fraktionszeitung@fw-landtag.de 

oder ein Fax an 

089 4126-1643. 
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